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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


| = N 205 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 

1904, S. 143. — Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 

Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, und von gering 

beſoldeten Staatsbeamten, S. 145. — Geſetz über die Bildung von Parochialverbänden im 

Geltungsbereiche der revidierten Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz, S. 146. — 

Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil der Ber 

zirke der Amtsgerichte Diez, Hachenburg, Hadamar, Homburg v. d. H., Katzenelnbogen, Langen» 

| ſchwalbach, Marienberg, Rennerod, Selters, Wallmerod und Weilburg, S. 149. — Bekannt⸗ 

| machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter veröffeut⸗ 
lichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden, S. 180. 


(Nr. 10521.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts-Etat 
für das Etatsjahr 1904. Vom 15. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: 
§ 1. 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Nachtrag zum eee 
Etat für das Etatsjahr 1904 wird in Einnahme auf. 3 000 000 Mark = 
und in Ausgabe (dauernd) alf. 3 000 000 „ 
feſtgeſtellt und tritt dem Staatshaushalts-Etat für das Etatsjahr 1904 hinzu. 


l 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais Potsdam, den 15. Juni 1904. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
v. Budde. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1904. 
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Nachtrag zum Staatshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1904. 


5 Geben den Etat 
5 Ze für 
Kap. Tit. Einnahme bezw. Aus gabe. das Etatsjahr 1904 


Zugang 
hen ER Mark. 
— —ñ ꝶH—— ——— m 
Einnahme. 
A. IV. Miniſterium der öffentlichen Arbeiten. 
Verwaltung der Eiſenbahnangelegenheiten. 


10 : Vom Staate verwaltete Eiſenbahnen. 
6 Verſchiedene Einnahmen einſchließlich der Einnahmen aus Staatsuebenfonds zu 
ehe RD REED 3 000 000 
Bemerkung. Den Spezialfonds verbleiben alle Mehreinnahmen und Ausgabe— 
erſparniſſe, während Mindereinnahmen und Mehrausgaben zu Laſten der Fonds zu decken 
ſind Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beſtände der Fonds ſind zur Verwendung 
in die folgenden Jahre zu übertragen. — 
Summe A I und des Zugangs .... 3.000 000 
Ausgabe. 
Dauernde Ausgaben. ö 
A. IV. Miniſterium der öffentlichen Arbeiten. | 
Verwaltung der Eijenbahnangelegenheiten, 
23 


Vom Staate verwaltete Eiſen bahnen. 


6 Für Wohlfahrtszwen e ee 2 3 000 000 


Sd 


Vermerk: Die ordentlichen Einnahmen betragen 1523 460 712 l. — Pf. 
die dauernden Ausgaben dagegen 953 474619. — 
Es ergibt ſich alſo im Ordinarium ein 
ee 569 986 093 1. — Pf. 
worauf zur Verzinſung der Eiſenbahnkapital⸗ 
ſchuld im Sinne des Eiſenbahngarantiegeſetzes 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in 
Rechnung zu ſtellen ſind ··· OP“ 130 602 259 48 
bleiben .... 439 383 833 M. 52 Pf. 
Der rechnungsmäßig ſich ergebende Aberſchuß iſt von der Eiſenbahn⸗ 
kapitalſchuld abzuſchreiben. 


Summe AIV und des Zugangs 3 000 000 

Abſchluß. 
ne ff,, 8 3 000 000 
Dauernde Ausgabe eis Tc 3 000 000 


Neues Palais Potsdam, den 15. Juni 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 5 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. 


(Nr. 10522.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
a Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 15. Juni 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 

verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 

was folgt: f tan ei am GE 0 : 
$1. 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von fünfzehn Millionen 
Mark zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 
Geſetz-Samml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben 
beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung 
geſtellt. 

5 48625 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten fünfzehn Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldver⸗ 
ſchreibungen aufzunehmen. Wann „durch welche Stelle und in welchen Beträgen, 
zu welchem Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen 
Kurſen die Schuldverſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanz⸗ 
miniſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗Samml. S. 1197) 
und des Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 


| § 3. 
Dem Landtag iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. . 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. se 06 e 
Gegeben Neues Palais, den 15. Juni 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v». Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. v. Budde. 
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(Nr. 10523.) Geſetz über die Bildung von Parochialverbänden im Geltungsbereiche der 
revidierten Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz. Vom 
4. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz, was folgt: 


$1. 

Auf die nach dem anliegenden Kirchengeſetze vom 4. Juli 1904 zu 
a bildenden Geſamtverbände von Kirchengemeinden im Geltungsbereiche der revi- 
dierten Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz finden die Vor: 
ſchriften der §§ 1, 2, 4, 5 Abſ. 2 bis 4, ſowie der §§ 6 und 7 des Geſetzes 
vom 18. Mai 1895, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochial— 
verbände in größeren Orten (Geſetz-Samml. S. 175), entſprechende Anwendung. 
Im übrigen bewendet es hinſichtlich der Beſchlüſſe über Umlagen bei 
Artikel 23 Ziffer 3 des Geſetzes vom 3. Juni 1876, betreffend die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung in den neun älteren Provinzen der Monarchie (Geſetz-Samml. 
S. 125), und $ 18 litt. d der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden 

der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz vom 5. März 1835. 


§ 2. 
Das Kirchengeſetz kann ohne Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nicht ab— 
geändert werden. 
$ 3. 
Alle dieſem Geſetz und dem anliegenden Kirchengeſetz entgegenſtehenden Be- 
ſtimmungen werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde, den 4. Juli 1904 an Bord M. J. „Hohenzollern “. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowskßy. Studt. 


Frhr. v. Rhein baben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
f Möller. v. Budde. v. Einem. 
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Anlage. 


Kirchengeſetz 


über 


die Bildung von Parochialverbänden im Geltungsbereiche der revidierten 
Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz. 
Vom 4. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen unter Zuſtimmung der Provinzialſynoden von Weſtfalen und der 
Rheinprovinz für den Umfang der genannten Provinzen, was folgt: 


Seh 

Werden Kirchengemeinden in mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramte 
nicht verbundene Einzelgemeinden geteilt, fo können die in Artikel I des Kirchen⸗ 
geſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände in größeren 
Orten, vom 17. Mai 1895 (irchliches Geſetz- und Verordnungs⸗Blatt S. 37), 
dem Berliner Synodalverband übertragenen Rechte und Pflichten ganz oder 
teilweiſe einem aus den gedachten Einzelgemeinden gebildeten Geſamtverband 
übertragen werden. 

In Ortſchaften, welche mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramte nicht 
verbundene Kirchengemeinden umfaſſen, können die gleichen Rechte und Pflichten 
ganz oder teilweiſe einem aus ſämtlichen oder einigen Kirchengemeinden der Ort— 
ſchaft, geeignetenfalls unter Einbeziehung angrenzender Kirchengemeinden gebildeten 
Geſamtverband übertragen werden. 

Einem bereits gebildeten Verbande können weitere Kirchengemeinden der- 
ſelben Ortſchaft oder angrenzende angeſchloſſen werden. 


92. 

Erfolgt die Bildung eines ſolchen Verbandes, ſo werden die erwähnten 
Befugniſſe und Verpflichtungen von einer beſonderen Verbandsvertretung aus⸗ 
geübt, die aus den Vorſitzenden der Presbyterien ſämtlicher Verbandsgemeinden 
und mindeſtens dreißig weiteren Mitgliedern gebildet wird. Dieſe Mitglieder ſind 
nach Verhältnis der Zahl der in den einzelnen Gemeinden vorhandenen Pfarr- 
ſtellen von den größeren Vertretungen der Einzelgemeinden aus den Presbytern 
und Repräſentanten der betreffenden Gemeinde auf die Dauer ihres Hauptamts 
zu wählen. 

Unter den zu wählenden Mitgliedern dürfen ſich auch Pfarrer befinden. 

Die Amtsdauer beträgt in dieſem Falle vier Jahre. 


IS — 


8 835 

Ein von der Verbandsvertretung gewählter geſchäftsführender Ausſchuß 
vertritt den Geſamtverband in vermögensrechtlicher Beziehung in ſtreitigen wie 
nicht ſtreitigen Rechtsſachen nach außen und verwaltet deſſen Vermögen nach 
Maßgabe der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung. 
erkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Geſamtverband gegen Dritte 
verpflichten ſollen, insbeſondere Vollmachten, müſſen unter Anführung des be⸗ 
treffenden Beſchluſſes der Verbandsvertretung beziehungsweiſe des Ausſchuſſes 
von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Ausſchuſſes unterſchrieben und 
mit dem Siegel des Verbandes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber 
die ordnungsmäßige Faſſung der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung ſowie ihres 
Ausſchuſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der. einzelnen Exforderniſſe 
derſelben nicht bedarf. 
l 1 Sa 


Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung und ihres Ausſchuſſes werden im einzelnen Falle durch 
ein vom Konſiſtorium unter Teilnahme des Provinzialſynodalvorſtandes zu er⸗ 
laſſendes Regulativ feſtgeſetzt. i 

Uber Anderungen des Regulativs beſchließt die Verbandsvertretung unter 
Genehmigung des durch den Provinzialſynodalvorſtand verſtärkten Konſiſtoriums. 


$5. 

Die Anordnung über die Bildung eines Geſamtverbandes erfolgt durch 
das Konſiſtorium unter Teilnahme des Provinzialſynodalvorſtandes. N 
In Falle des § 1 Abſ. 1 muß die Anordnung vor dem Inkrafttreten der 
Gemeindeteilung erfolgen und tritt zugleich mit der letzteren in Kraft. Sie er 
fordert die Zuſtimmung der größeren Vertretung der zu teilenden Kirchengemeinde. 
Im Falle des § 1 Abſ. 2 erfordert die Anordnung die Zuſtimmung der 
größeren Vertretungen aller zu dem Verbande zu vereinigenden Kirchengemeinden. 

Im Falle des § 1 Abſ. 3 erfordert die Anordnung die Zuſtimmung der 
Vertretung des Geſamtverbandes und der größeren Vertretungen der anzu— 
ſchließenden Gemeinden. f 3 f 

f 86. 


Die Zahl der Repräſentanten der zu einem Geſamtverbande gehörigen 
Einzelgemeinden kann durch Beſchluß der größeren Vertretung derſelben unter 
Genehmigung des Konſiſtoriums bei einer Seelenzahl von 2000 bis 5 000 auf 
24 und bei einer Seelenzahl von über 5 000 auf 40 beſchränkt werde. 
8 Im Falle des § 1 Abſ. 1 kann vor dem Inkrafttreten der Gemeinde⸗ 
teilung eine gleiche Beſchränkung für die zukünftigen Einzelgemeinden ſchon durch 
Beſchluß der größeren Vertretung der zu teilenden Kirchengemeinde unter Ge 
nehmigung des Konſiſtoriums feſtgeſetzt werden. Atti 


—— 148 — 
Dies Geſetz tritt am 1. Auguſt dieſes Wehe n e 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | N 
Gegeben Travemünde an Bord M. J. Hohenzollern /, den 4. Juli 1904. 


(L. 8. Wilhelm. 
Voigts. 


Hi 


(Nr. 10524.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Hachenburg, Hadamar, 
Homburg v. d. H., Katzenelnbogen, Langenſchwalbach, Marienberg, Rennerod, 
Selters, Wallmerod und Weilburg. Vom 6. Juli 1904. 


A. Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund⸗ 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
Geſetz⸗Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 115 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Kalten— 


holzhauſen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde 
Luckenbach, i 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hadamar gehörige Gemeinde 
i Dorchheim, : u 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Homburg v. d. H. gehörige Gemeinde 
Oberurſel, 8 i f 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Katzenelnbogen gehörige Gemeinde 
Oberfiſchbach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Langenſchwalbach gehörige Gemeinde 
Springen, a N 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Marienberg gehörige Gemeinde 
Rotzenhahn, e N a 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Rennerod gehörige Gemeinde Nieder— 
roßbach, f 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Selters gehörige Gemeinde Mogendorf, 


1500 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wallmerod gehörige Gemeinde Kaden, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Weilburg gehörige Gemeinde Probbach 


am 15. Auguſt 1904 beginnen ſoll. 
Berlin, den 6. Juli 1904. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind 1 gemacht: 


DD 


OL 


das am 13. Mai 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 


genoſſenſchaft zu Groß-Keſſel im Kreiſe Johannisburg durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 25 S. 238, ausgegeben 
am 22. Juni 1904; 


das am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den „Deich— 


verband Groß-Inſe“ im Kreiſe Niederung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 25 S. 227, ausgegeben am 
22. Juni 1904; 


das am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den „Deich— 


verband Alt-Inſe“ im Kreiſe Niederung durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 25 S. 229, ausgegeben am 22. Juni 1904; 


das am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den „Deich— 


verband Tawe“ im Kreiſe Niederung durch das Amtsblatt der Königl. 
dee bu zu Gumbinnen Nr. 25 S. 231, ausgegeben am 22. Juni 1904; 
das am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Marzenin im Kreiſe Witkowo durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 26 S. 257, ausgegeben am 
30. Juni 1904, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Juni 1904, betreffend die Anwendung 


der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be— 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Schlawe neu erbaute Chauſſee von dem Schnittpunkte der Chauſſeen 
Rügenwalde —Stolpmünde und Schlawe -Kannin nach Jershöft mit Ab— 
zweigungen nach Natzmershagen und nach Lanzig, durch das Amtsblatt 


der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 27 S. 157, ausgegeben am 
7. Juli 1904. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


